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13.51 

Abgeordnete Katharina Kucharowits (SPÖ): Frau Präsidentin! Werte Frau 

Bundesministerin! Geschätzte Kollegen und Kolleginnen! Liebe Zuseherinnen und 

Zuseher! Wir haben jetzt einiges gehört. Nach sehr langen Verhandlungen steht heute 

ein neues Telekommunikationsgesetz auf der Tagesordnung, das wir debattieren. Es 

geht zum einen um längst überfällige Adaptierungen und Anpassungen, die eine 

digitale Welt dringend benötigt, und zum anderen natürlich auch um Änderungen auf 

Grundlage der europäischen Richtlinie.  

Es geht um Frequenzen – wir haben es gehört –, es geht um deren Vergabe, es geht 

um Kooperationen, um KonsumentInnenschutzfragen und es soll – und ich sage be-

wusst soll – auch um verstärkten Netzausbau gehen. Ganz offen gesprochen ist aber 

das, was da stattfindet und was uns da heute auch vonseiten der Bundesministerin, 

aber auch von Kollegen und Kolleginnen der Regierungsfraktionen verkauft wurde, 

einfach zu wenig. Es ist nicht die Breitbandoffensive, von der da gesprochen wird, weil 

es einfach immer noch, und nicht nur irgendwo in den abgelegensten Tälern, sondern 

auch – wie soll ich sagen? – im Nachbarbundesland Niederösterreich, Flecken gibt, die 

nicht vom Internet erschlossen sind. Damit bleibt das Recht auf Internet aus, und das 

ist im Jahr 2021 höchst problematisch. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ja, Frau Bundesministerin, es gibt einige Punkte, die sind gut, Kollegin Oberrauner ist 

darauf eingegangen. Es gibt aber ganz klar – und wir haben das auch schon im Aus-

schuss kundgetan – drei Punkte, die für uns wesentlich sind, warum wir auch heute – 

auch heute, nicht nur im Ausschuss – diesem Gesetzentwurf nicht zustimmen werden.  

Das eine ist das Thema Netzsperren, ein wirklich wichtiges Thema, das leider im Rah-

men dieser TKG-Novelle nicht angegangen wurde. Da geht es zum einen um Netz-

neutralität, die gewährleistet sein muss, und zum anderen eben darum, Zensur zu ver-

hindern. Es geht um beide Pole, nämlich um AnbieterInnen und NutzerInnen. Es ist 

sehr schade, dass die Gelegenheit nicht wahrgenommen wurde, um Netzsperren zu 

regeln. Im Rahmen des Ausschusses wurde ein Entschließungsantrag in Aussicht 

gestellt, um eine StakeholderInnenrunde einzuladen. Jetzt sehen wir da leider keinen 

Entschließungsantrag zur Thematik, Netzsperren zu regeln. (Zwischenrufe der 

Abgeordneten Zorba und Himmelbauer.) Das ist ein Punkt, warum wir heute ganz 

einfach auch nicht mitgehen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ein zweiter, ganz, ganz wichtiger Punkt: KonsumentInnenschutzfragen, etwa die 

einseitige Auflösung von Verträgen von AnbieterInnen, weil sich die AGBs ändern. Wir 

sind der Meinung, es hätte Optionen gegeben, dass man keine Abschlagszahlungen 
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für ein Handy zahlt (Zwischenruf der Abg. Himmelbauer), wenn der Anbieter, die 

Anbieterin plötzlich den Vertrag ändert. Diese Varianten gäbe es und auch die 

Richtlinie, werte Kollegen und Kolleginnen, gäbe das her. Wir haben konkrete 

Vorschläge geliefert, die leider nicht angenommen wurden.  

Der dritte Aspekt, der heute auch noch zu erwähnen ist und der mir immer noch 

Bauchweh bereitet, ist die Auskunftspflicht, die Informationspflicht über die Abfrage 

meines Standortes. Wenn ich eine Notrufnummer wähle, entfällt im neuen TKG 

sozusagen die Informationspflicht darüber, der Anbieter braucht mich also nicht mehr 

automatisch darüber zu informieren. Es soll – ja! – neu geregelt werden, aber ganz 

ehrlich: Das ist eine ganz große Datenschutzgeschichte und es ist unserer Meinung 

nach ein Problem, dass auch das leider nicht gelöst wurde. Wir hätten eine 

Präzisierung vorgeschlagen, leider sind weder die ÖVP noch die Grünen darauf 

eingegangen.  

Aufgrund der genannten Punkte werden wir dem Gesetzentwurf heute nicht 

zustimmen, weil es nämlich um einen stärkeren KonsumentInnenschutz, um das Recht 

auf Datenauskunft gehen muss, und das ist nicht gewährleistet. – Vielen Dank. (Beifall 

bei der SPÖ.) 

13.54 

Präsidentin Doris Bures: Nächster Redner: Herr Abgeordneter Josef Smolle. – Bitte. 

 


